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Die Not im Überfluß - 36 Millionen Arme in den USA

Washington, ag. AFP. «Die Not im Überfluß: ein amerikanisches Paradoxon».
So lautet der Titel eines 400 Seiten umfassenden Berichts, den eine Expertenkommission

Präsident Nixon unterbreitet hat.
Die Kommission war noch von Präsident Johnson bestellt worden. An ihrer

Spitze steht Ben Heinemann, ein Industrieller. Sie setzt sich aus 20 Wirtschaftern,
Soziologen und Geschäftsleuten zusammen, und ihre Untersuchung dauerte 22
Monate.

Die Experten empfehlen die Ausarbeitung eines Familienunterstützungs-Pro-
grammes, das von der Existenz von 36 Millionen Armen in den USA ausgeht. Sie
empfehlen ferner die Abschaffung der Lebensmittelkarten, die heute an die
Bedürftigen ausgegeben werden. Anstelle dieser sollen Familien, deren Jahreseinkommen

unter 4800 Dollar liegt, eine Unterstützung erhalten.

Wo beginnt die Armut?

Washington, ag. DPA. Im reichsten Land der Welt sind nach den Worten von
Präsident Richard Nixon Unterernährung und Hunger eine Angelegenheit von
«nationaler Besorgnis».

Zur Eröffnung einer dreitägigen Konferenz über «Nahrung, Ernährung und
Gesundheit» in Washington sagte Nixon: «Wir können nicht einfach weiterleben
mit dem Bewußtsein, daß Millionen unserer eigenen Landsleute nicht genug zu
essen haben.» Nixon fuhr fort, man wisse nicht genau, wie viele Amerikaner
ungenügend, wie viele falsch ernährt seien. Auf jeden Fall aber gebe es davon zu
viele. Schätzungsweise gebe es 25 Millionen Arme in den USA, und etwa 15
Millionen von ihnen litten direkt Hunger. Nixon erinnerte an seine bereits dem Kongreß

vorgelegten Anträge zur Änderung des Wohlfahrtssystems. Darin seien für
das nächste Jahr fünf Milliarden Dollar für Ernährungs- und Familienhilfe
vorgesehen. Die Regierung wolle den Armen Hilfe zur Selbsthilfe gewähren. Es sei
besser, ihnen Geld zu geben anstatt wie bisher Gutscheine zum Bezug von
Nahrungsmitteln. «Unsere Aufgabe ist es, den Bedürftigen Mittel zur Verfügung zu
stellen und ihnen damit die Möglichkeit zu geben, ihr Leben selbst zu gestalten.»

Nach dem Antrag der Regierung soll eine Familie mit einem Jahreseinkommen
von 1600 Dollar Anrecht auf staatliche Unterstützung haben. Die vorbereitenden
Ausschüsse der Konferenz halten jedoch schon ein staatliches Eingreifen bei einem
Einkommen zwischen 5000 und 6000 Dollar pro Jahr für nötig. Selbst das
amerikanische Wirtschaftsministerium zieht die Grenze zur Armut bei einem Einkommen

von 3553 Dollar.
Eine Gruppe von privaten Sozialhelfern hat bereits vor Beginn der Tagung

entschiedenen Protest gegen die Zusammensetzung der Konferenz angemeldet.
Nach ihrer Auffassung sind unter den 3000 Delegierten zu viele, die Nahrung
herstellen, liefern, verteilen sowie testen, und zu wenige, die Nahrung brauchen.
Sie haben den Antrag gestellt, daß die Delegierten während der Tagung
entsprechend den Wohlfahrtsansätzen leben sollen. Das würde bedeuten: ein Früh-
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stück aus Toast und Kaffee für 49 Cents, ein Mittagessen aus Milch und einem
Sandwich für 75 Cents sowie ein Abendessen aus «was immer man für 1,25 Dollar

bekommt». Der Harvard-Ernährungsfachmann Dr. John Mayer, der die
Konferenz im Auftrag des Weißen Hauses leitet, hat diesen Vorschlag jedoch
abgelehnt.

Motion Frehner im Zürcher Kantonsrat über die private
und öffentliche Fürsorge

Oie Schweizerische Landeskonferenz für Soziale Arbeit hat im Frühjahr 1967
einen Expertenbericht: «Nachwuchsmangel in der Sozialen Arbeit - was tun?»
veröffentlicht. Er zeigt nach genauen Erhebungen, daß der Nachwuchsbedarf in
allen Berufen der Sozialarbeit beträchtlich gestiegen ist. Der Kanton Zürich zum
Beispiel benötigt in der nächsten Zeit pro Jahr mindestens 60 zusätzlich
ausgebildete Erzieher und 40 Sozialarbeiter der offenen Fürsorge. Zurzeit wird aber
nur etwa die Hälfte dieser Zahl ausgebildet. Verschiedene Fachkommissionen
haben in den letzten Jahren gesamtschweizerische und kantonale Untersuchungen
durchgeführt, deren Ergebnisse ein bedenkliches Licht auf die derzeitige Lage in
der Sozialarbeit werfen. Um die Ergebnisse dieser Abklärungen einmal in
geraffter Form Parlamentariern und Verwaltungsbehörden vorzulegen, fand am
7./8. März 1969 auf Boldern eine Tagung statt, an der vor allem klar wurde, daß
der Sozialarbeit durch den wirtschaftlichen, sozialen und gesellschaftlichen
Umbruch zahlreiche neue Aufgaben erwachsen sind, für deren Bewältigung weder
die nötigen Kräfte noch die geeigneten Mittel zur Verfügung stehen.

Einige Hinweise mögen das beleuchten. Die technische und die wirtschaftliche
Dynamik, vor allem die Umstrukturierung der Familie, erfassen die Jugend in
besonderem Maße. Auf den Kanton Zürich entfallen etwa 25 Prozent aller
Scheidungswaisen unseres Landes, und das sind 20 000 bis 25 000 Minderjährige.
Daß diese Jugendlichen besonders gefährdet sind, ist erwiesen; doch fehlen sowohl
personelle wie räumliche Möglichkeiten, diesem Problem richtig nachzugehen.
Genauso fehlt es an fürsorgerischen Kräften für Milieuabklärungen, Beratungen,
•Schutzaufsichten im Zusammenhang mit dem Jugendstrafrecht. Die Jugendanwälte,

namentlich in der Stadt Zürich, sind in unverantwortlichem Maß
überlastet. Die Sozialarbeiter selber können ihren Dienst kaum mehr verantwortlich
leisten, wenn man bedenkt, daß ihnen hundert, ja bis zu zweihundert Schützlinge
zugewiesen sind.

Neben den vielseitigen Jugendfragen werden uns die AItersprobleme in steigendem
Maß beschäftigen, weil das durchschnittliche Alter immer höher wird und der
Anteil der über 65jährigen an der Gesamtbevölkerung schon heute fast 12 Prozent
beträgt, während er vor wenigen Jahrzehnten nur 4 Prozent ausmachte. Zunehmende

Vereinsamung, gesundheitliche Störungen, vor allem die Tatsache, daß
die Betagten nicht mehr in ihrer Familie Pflege und Obhut erwarten können,
machen eine neue Art der Betreuung von der Öffentlichkeit her nötig. Eine
eidgenössische Kommission für Altersfragen hat einen Bericht mit konkreten
Vorschlägen für die Zukunft der Altershilfe veröffentlicht.
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